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B e s c h l u s s

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren

des

Klägers,

Prozessbevollmächtigter:

g e g e n

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium des
Innern, dieses vertreten durch den Präsidenten des Bundesamtes für Migration
und Flüchtlinge, Außenstelle Dortmund, Huckarder Straße 91, 44147 Dortmund,

. Az.: 5159483-163,

Beklagte,

wegen Asylrechts;
hier: Antrag auf Zulassung der Berufung

hat der 8. Senat des

OBERVERWALTUNGSGERICHTS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN

am 4. Juni 2007
durch

den Vorsitzenden Richter am Oberverwaltungsgericht Prof. Dr. S e i b e r t,

den Richter am Oberverwaltungsgericht L e c h t e r m a n n ,

den Richter am Verwaltungsgericht V o ß k a m p

beschlossen:

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des
Verwaltungsgerichts Aachen vom 19. Januar 2007
wird zugelassen.
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Die Verteilung der Kosten des Antragsverfahrens
bleibt der Entscheidung über die Berufung vorbe-
halten.

G r ü n d e :

Der Antrag der Beklagten auf Zulassung der Berufung ist begründet.

Die Berufung ist gemäß § 78 Abs. 3 Nr. 1 AsylVfG wegen grundsätzlicher Bedeutung

der Rechtssache zuzulassen. Die von der Beklagten aufgeworfene Frage, ob § 60

Abs. 8 Satz 2 AufenthG voraussetzt, dass von dem Ausländer eine (Wiederholungs-)

Gefahr ausgeht, ist noch nicht höchstrichterlich geklärt.

Rechtsmittelbelehruna:

Das Antragsverfahren wird als Berufungsverfahren fortgesetzt; der Einlegung einer

Berufung bedarf es nicht.

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Beschlusses schrift-

lich zu begründen. Die Begründung ist bei dem Oberverwaltungsgericht für das Land

Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, schriftlich oder in elektroni-

scher Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr

bei den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfa-

len - ERVVO VG/FG - vom 23. November 2005 (GV. NRW. S. 926) einzureichen; sie

muss einen bestimmten Antrag sowie die im Einzelnen anzuführenden Gründe der

Anfechtung (Berufungsgründe) enthalten.

Für den Berufungskläger besteht Vertretungszwang; dies gilt auch für die Begrün-

dung der Berufung. Der Berufungskläger muss sich durch einen Rechtsanwalt oder

einen Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmen-

gesetzes mit Befähigung zum Richteramt als Bevollmächtigten vertreten lassen. Ju-

ristische Personen des öffentlichen Rechts und Behörden können sich auch durch

Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt sowie Diplomjuristen im

höheren Dienst, Gebietskörperschaften auch durch Beamte oder Angestellte mit

Befähigung zum Richteramt der zuständigen Aufsichtsbehörde oder des jeweiligen
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kommunalen Spitzenverbandes des Landes, dem sie als Mitglied zugehören, vertre-

ten lassen.

In derselben Weise muss sich jeder Beteiligte vertreten lassen, soweit er einen An-

trag stellt.

Prof. Dr. Seibert Lechtermann Voßkamp


